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ZuBeginn derCrypto-Affäre hat-
te FDP-Präsidentin Petra Gössi
markige Worte gewählt. «Wir
prüfen derzeit, ob wir nicht
selbst in der Frühlingssession
einen Antrag auf eine PUK
stellen», sagte sie vor zehn Ta-
gen im Interview mit dieser Re-
daktion.

Doch darauf verzichtet die
FDP-Fraktionnun.Siewill abwar-
ten,bevor sie überdie Einsetzung
einer parlamentarischen Unter-
suchungskommission (PUK) be-
findet,welche die amerikanisch-
deutsche Spionageaktionmitma-
nipulierten Verschlüsselungs-
geräten der Schweizer CryptoAG
aufklären soll. Das hat die Frak-
tion oppositionslos entschieden,
wie sie am gestrigenNachmittag
mitteilte.

Die FDP argumentiert, die Ge-
schäftsprüfungsdelegation des
Parlamentshabe inzwischeneige-
ne Abklärungen eingeleitet. Das
garantiere schnellereResultate als
einePUK.AlsKehrtwendewill die
FDPdasnichtverstandenwissen:
Gössi habe mit der öffentlichen
PUK-Drohung lediglich die passi-
ve Geschäftsprüfungsdelegation
in die Gänge bringen wollen, ar-
gumentieren Parlamentarier.
Gössi habe aber immer gesagt,
eine PUK sei nur nötig, falls sich
die anderen Untersuchungen als
nicht schnell oder gründlich ge-
nug herausstellen sollten.

PUKnur nochweitere Option
Die FDP-Fraktion hat darum
noch einmal ausdrücklich er-
klärt, die PUK bleibe eine Mög-
lichkeit: «Entsprechend fordert
die Fraktion Zwischenberichte,
um eine fundierte Debatte füh-
ren zu können. Sollte dabei klar
werden, dass die Untersuchun-
gen nicht zur gewünschten Auf-
klärung führen, ist eine PUKwei-
terhin eine Option.»

Allerdings hat die Partei kaum
Interesse an derEinsetzung einer
PUK. Vor zehn Tagen waren le-
diglich vage Hinweise auf ein
möglichesMitwissertumdes frü-
heren FDP-Bundesrats Kaspar
Villiger im Umlauf. Inzwischen
ist aber publik geworden, dass
dieser auch in einem Papier des

Verteidigungsdepartements vom
Dezember 2019 als möglicher-
weise Informierter genanntwar.
Villiger dementiert dies vehe-
ment. Die FDP hat kein Interes-
se daran, die Debatte darübermit
einer PUK, dem höchsten politi-
schen Untersuchungsgremium
des Landes, in die Länge zu zie-
hen und ihr noch mehr Gewicht
zu verleihen.

In einer kaum weniger unge-
mütlichen Lage steckt die CVP.
Ihre Bundesräte Arnold Koller
und Flavio Cotti waren mögli-
cherweise über die heiklen Ge-
schäfte der Zuger Firma Crypto
ebenfalls informiert. Die Mitte-
fraktion, die von der CVP domi-
niert wird, diskutierte gestern
Nachmittag den StandderDinge,
fällte aberkeine Beschlüsse. «Wir
begrüssen die Untersuchungen
des Bundesrats und der Ge-
schäftsprüfungsdelegation», sagt
Fraktionschefin Andrea Gmür.
«Nun warten wir ab, zu welchen
Ergebnissen sie kommen. Sollte
es nötig sein, könnenwir danach
immernoch einePUKeinsetzen.»

Mit dem Abwarten von CVP
und FDP sinkt die Wahrschein-
lichkeit, dass bald eine PUK die
Arbeit aufnimmt. Bisher haben
sich nur die SP und die Grünen
vorbehaltlos hinter die Forde-
rung gestellt. Die Grünliberalen
und die SVPwarten ebenfalls ab,
welche Zwischenresultate die
Geschäftsprüfungsdelegation
unter der Leitung von SVP-Na-
tionalrat Alfred Heer zutage för-
dert. Einen Terminplan hat die-
se nicht bekannt gegeben. Bis
Ende Juni soll die Untersuchung
vorliegen, mit welcher der Bun-
desratAlt-BundesrichterNiklaus
Oberholzer betraut hat.

Fabian Fellmann

Die Chancen für eine
Crypto-PUK sinken

AndreaGmür (CVP)
und Petra Gössi (FDP).

Im Streit umdie Überbrückungs-
leistungen (ÜL) für ausgesteuer-
te ältere Arbeitslose macht die
nationalrätliche Sozialkommis-
sion (SGK) einen Vermittlungs-
vorschlag. Dieser soll eine Eini-
gung im Parlament in derMärz-
session ermöglichen, nachdem
der Ständerat imDezember zum
Ärger der Gewerkschaften die
neue Sozialleistung so limitiert
hat, dass die Lage der Betroffe-
nen gegenüber heute nur wenig
verbessertwürde. Der Ständerat
will die ÜLnur bis zwei Jahre vor
dem ordentlichen Rentenalter
gewähren, was die Bezüger fak-
tisch zum Vorbezug der AHV

zwingt und ihnen lebenslang
eine gekürzte Rente einträgt.

Kosten von 270Millionen
Die SGK schlägt nun einen Mit-
telweg ein. In derRegel sollen ÜL
bis zum ordentlichen Renten-
alter (65/64) ausgerichtet wer-
den. Jedoch wird bei Männern
mit 63 und bei Frauenmit 62 Jah-
ren überprüft, ob sie als Rentner
ohnehin auf Ergänzungsleistun-
gen (EL) angewiesen sind. Ist
dies der Fall, erhalten sie ÜL nur
bis zur Frühpensionierung und
müssen dieAHVvorbeziehen. Fi-
nanziell erleiden die Betroffenen
dabei keine Einbusse.

In einem Punkt geht die SGK
deutlichweiter als Bundesrat und
Ständerat. Sie holt so SP und Ge-
werkschaftenwieder insBoot.Die
SGK gewährt die ÜL zwar auch
erstAusgesteuerten ab 60 Jahren,
aber die Aussteuerung aus der
Arbeitslosenversicherung kann
schon frühererfolgt sein.Voraus-
setzung ist, dass 5 der notwen
digen 20 Erwerbsjahre in der
Schweiz nach dem 50. Geburts-
tag absolviert wurden.

In der Bundesrats- und Stän-
deratsvariantewerdenÜLnur je-
nen gewährt, die mit 60 oder
später ausgesteuert werden. Mit
der SGK-Variante steigt die ge-

schätzte Zahl der Bezugsberech-
tigten von 4600 auf 6200 (bezo-
gen auf das Jahr 2028). Die jähr-
lichen Kosten betragen 270 statt
230 Millionen Franken. Für den
SchweizerischenGewerkschafts-
bund (SGB) und die SP ist dies
eine wesentliche Verbesserung,
dieAbstriche bei den Leistungen
wieder aufwiegt. Für denArbeit-
geberverband hingegen ist die
Ausweitung inakzeptabel und
gefährdet eine Einigung imMärz.
DieArbeitgeber stünden nurhin-
ter den ÜL, wenn diese jene er-
hielten, die ab 62 ausgesteuert
werden, also frühestens mit 60
arbeitslos werden. Mit der SGK-

Lösung könne jemand ÜL erhal-
ten, der mit 50 entlassen werde
und sichmit Zwischenverdiens-
ten bis 60 über die Runden brin-
ge, kritisieren die Arbeitgeber.

Leistungen auf EL-Niveau
Beim Leistungsniveau schliesst
sich die SGK dem Ständerat an,
wonach die ÜL nicht über dem
Niveau der EL fürRentner liegen
dürfen. Konkret heisst das, dass
Alleinstehende für den Grund-
bedarf maximal 19450 Franken
im Jahr erhalten, Ehepaare 29175
Franken. Zusätzlich werden die
Kosten für Wohnung, Kranken-
kasse sowie nach Bedarfweitere

Gesundheitsaufwendungen ab-
gegolten. Der Bundesrat wollte
den ÜL-Empfängern eine Pau-
schale von 25 Prozent des Grund-
bedarfs für Gesundheitskosten
auszahlen und zusätzlich rund
10000 Franken jährlich, umPen-
sionskassenbeiträge zu leisten.

Die SGK will zudem eine hö-
here Eintrittshürde. Sie will ÜL
nur gewähren,wenn dasVermö-
gen nicht mehr als 50000 Fran-
ken (Ehepaare 100000) beträgt.
Bundesrat und Ständerat legten
die Vermögensschwelle bei
100000 Franken (200000) fest.

Markus Brotschi

Die Notrente erhält eine zweite Chance
Überbrückungsleistungen Nationalräte kommen den Gewerkschaften und dem Ständerat entgegen, verärgern aber die Arbeitgeber.

Christian Brönnimann,
Thomas Knellwolf
undOliver Zihlmann

Seit zehn Tagen weiss die Welt
genau,wie die USAundDeutsch-
landmitmanipulierten Chiffrier-
geräten der Zuger CryptoAG an-
dere Staaten ausspioniert haben.
Über hundert Länder sind von
derGeheimdienst-Operation be-
troffen. Es ist eine der grössten,
die je bekannt worden sind. In-
zwischen haben sich immer
mehr Regierungsvertreter und
Diplomaten zurAffäre geäussert
– auch direkt gegenüber der
Schweiz.

Vor einer Woche sagte Bun-
desratssprecherAndré Simonaz-
zi noch, dassman keine Reaktio-
nen auf die Enthüllungen erhal-
ten habe.Das hat sich inzwischen
geändert. Es habe «wenige Re-
aktionenvonDrittstaaten gegen-
über der Schweiz» gegeben, er-
klärt Renato Kalbermatten, Spre-
cher im Verteidigungsdeparte-
ment, auf Anfrage. Von welchen
Ländern die Interventionen ka-
men undwie sie konkret ausfie-
len, hält er unter Verschluss.

«Stoppt den Dieb»
Öffentlich hat sich bislang China
amdezidiertesten zuWort gemel-
det.EinSprecherdes chinesischen
Aussenministeriums sagte, die
Cryptoleaks-Enthüllungenhätten
einmalmehrgezeigt,dassdieUSA
dergrösste staatlicheAkteurbeim
Spionieren im Cyberspace seien.
Weiter forderte erdieAmerikaner
auf, sichder internationalenStaa-
tengemeinschaft zu erklären.Zu-
dem warf er den USA Scheinhei-
ligkeit vor. Sie agierten «wie Die-
be,die ‹StopptdenDieb›schreien».

Diese Äusserungen stehen
wohl imZusammenhangmit den
laufendenBemühungenderUSA,
andere Länder davon abzubrin-
gen, für den Aufbau des 5G-Mo-
bilfunknetzes die Technik des
chinesischen Konzerns Huawei
einzusetzen. Die Trump-Regie-
rung warnt davor, dass das chi-
nesische Regime Daten aus sol-
chen Netzen absaugen könnte –
ganz ähnlich wie das die
Amerikaner jahrzehntelang dank
den Crypto-Geräten selber ge-
macht haben. In diese Richtung
zielen auch Aussagen des chine-
sischenTop-Diplomaten inBrüs-
sel. Die Crypto-Enthüllungen
machten klar,weshalb dieUSAso
vehement gegen Huawei agier-

ten, sagteBotschafterZhangMing
am Dienstag vor Journalisten.

Ein asiatischerAbnehmervon
Geräten der Crypto AG war Ma-
laysia. InnenministerMuhyiddin
Yassin sagte vor Medienvertre-
tern, Malaysia habe die Crypto-
Maschinen nicht genutzt, um
«wichtige Geheimnisse» zu über-
mitteln. Malaysia verfüge über
eigene kryptologischeVerfahren,
ergänzte ein Polizeigeneral.

InBelgienuntersucht derMili-
tärnachrichtendienst SGRS den
potenziellen Umfang der Abhör-

aktion. Das Land ist als Sitz von
Nato und EU besonders interes-
sant für Spione. Laut Verteidi-
gungsministerPhilippeGoffinhat
diebelgischeArmeebisMitte 70er-
Jahre Crypto-Maschinen gekauft.

In Norwegen zeigte sich der
stellvertretende Direktor derNa-
tionalen Sicherheitsbehörde,
Hans Robert Björnaas, von den
Enthüllungen nicht überrascht.
Das Nato-Land selber vermied
gemäss der Osloer Zeitung DN
wegen Spionageverdachts den
Einsatz von Crypto-Geräten.

Doch die norwegische Kongs-
berg-Gruppe, lange Zeit in
Staatsbesitz, hat Rüstungstech-
nik mit Komponenten aus dem
Kanton Zug in den Nahen Osten
und nach Osteuropa verkauft.

In Österreich schliesslich gab
Verteidigungsministerin Klaudia
Tanner bekannt, dass sich die
Generalsekretäre des Innen-, des
Verteidigungs- und des Aussen-
ministeriums mit einer hohen
Vertreterin der USA getroffen
hätten, um Aufklärung in dieser
Sache zu betreiben.

Länder weltweit reagieren auf die Cryptoleaks
Geheimdienstskandal Die manipulierten Chiffriergeräte werden international zum Thema. Mehrere Länder haben beim Bund
interveniert. China schiesst derweil scharf gegen die USA.

Der Hauptsitz des Chiffriergeräte-Herstellers Crypto in Steinhausen ZG. Foto: Alexandra Wey (Keystone)


